
AUSZUG AUS DEM PROTOKOLL DES REGIERUNGSRATES

DES KANTONS SOLOTHURN

VoM

17~. Mai. 1983 Nr. 1450

Genehmigung des Strassenkategorienplanes der Gemeinde
Solothurn / A~weisung ~i~er Beschwerden

Der Gemeinderat der Stadt Solothurn ersucht den Reg~erungsrat

um Genehmigung de~ Strassenkategorienpianes nach ~ 39 Absatz 3

des kantonalen Reglementes uber Erschliessungsbeitrage und

-gebuhren (ER), Gleichzeitig erheben gegen den Gemeinderats

beschluss vom 16e Februar 1982, mit dem ihre Einsprachen

gegen den Plan abgewiesen wurden, folgende Personen Beschwerde

Herr Fürsprech Heinz P~ Vög~1i.~~ergstragse 9,4500 Solothurn

- Herr Dr...Max Egger, Amanz~Gressly~Strasse 10, 4500 Solothurn

Herr Josef Fröhlicher-Heller, Amanz-Gressly-Strasse 11,
4500 Solothurn

- Herr Dr, Urs Herzog, Amanz-Gressly-Strasse 12, 4500 Solothurn

- Herr Di‘, Karl 51~uder, Amanz-Gressly-Strasse 13, 4500 Solothurn

- Herr Di‘, Ernst Felchlin, Amanz-G~ssly-St~sse 14,
4500~ Solothurn~

- Herr Hermann Gogniat, Amanz-Gressly-strasse 16, 4500 Solothurn

Der Regierungsrat stellt fest und zieht in Erwägung:

L

1. Der Gemeinderat hat am 23~ Juni 1981 die öffentliche Auflage

des Strassenkategorienplanes beschlossen und ihn aufgrund

von § 39 Absatz 3 ER~in Yerbin~ung mit § 15 Absatz 1 BauG

vom 6, Juli bis 31. August 198~.~ffent1ich aufgelegt~ Dabei

hat er die Amanz-Gressly.~-strasse in ihrem östlichen Teil

(Bergstrasse bis BrUggmoosstrasse) und deren Fortsetzung

(Walter-Hammer«Strasse) als Sammelstrasse be~eichnet~ Gegen

diese Einteilung erhoben die vorgenannten Beschwerdefuhrer

Einsprache, wu~‘den vom Gemeinderat ~.ber abgewiesene

2~ Die Beschwerdefi~hrer haben iI~reBe~chwerde rechtzeitig

eingereicht und sind ohne Zweifel im Sinne von § ]~6 Absatz 1

BauG zur Beschwerdeführung legitimiert, so dass auf ihre

27775~1000001~~n einzutreten ist,
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~5. Die Beschwerdeführer wenden sich gegen die Einteilung
der Amanz-Gressly-Strasse (östlicher Teil) als Sarnmel~

strasse und stellen ausdrücklich den .~ntrag, die Amanz

Gressly-Strasse sei als ErschliesaungsE~trasse zu bezeichnen~

Zur Begründung wird im wesentlichen angeführt, man nehme

mit dieser Einteilun:~z zu. wenig Rücksicht auf die bereits

lang ansässigen Wohnsiedlunge~n; die 3eschwerdeführer

hätten ein eminentes Interesse daran, dass die Amanz

Gressly-Stra~se~c1mehr~eiter ausgebaut werde, und

dies sei nicht gewährleistet, wenn sie als Samrnelstrasse

~bezeichnet sei; es sei. falsch, wenn die Walter-Hammer-Strasse

mit der Amanz-Gressly~-Strasse in ihrer Gesauftlänge:betrachtet

we±~de, ~die Ueherbauung~n an beiden Strassen seien grundver

sch~eden und die Am~nz-Gre~sly-Strass~ dür~e~egen-der

..i~nter~sive~ Ueberb~uui~g nicht ~ls Anfangsach~e..rnehrerer

Erschliessungsstras~er~ betrachtet und eingestuft werden;

nur eine einzige Strass?, nämlic.h.der Queflenweg, mUnde

in die Amanz-Gressiy-St~‘ass.e Ost. Im weitern werden noch

~‘ormeil~. Mängel ~erügt, nämlich, dass die öffentliche Auf

lage nicht reglementskonform publiziert worden sei, dass

auf Verkehrszählungen abgestellt werde, wozu die Beschwerde

führer keine Stellungnahme hatten abgeben. können und dass

auf die Durchführung •e•ine~ Augenschei~ies g~rziö‘htet• worden

sei, obwohl ein solcher von den Beschwerdeführern anbegehrt

worden sei, .

4, Der Gemeinderat stellt den Ai~trag, d±e B~chwei~d‘~i seien

abzuweisen, der Strassenkategorienplan sei zu genehmigen

und der Stadt Solothurn eine Parteientschädigung zuzu

sprechen. :~ .

Yorweg werden die formellen Mangel, die gerugt werden, behandelt

und~ entschieden., im zweiten .Ab~pirnitt. erfolgt die Behandlung

der materiellen Beschwerdepunk~e~.. .

1. Formell . . ~ ..~ .~

a) Nach § 2 Absatz 4 GBR. der Sta~t Solothurn erfol~t die
Publikation der öffentlicheri Pl‘~n~auflage im Amt~blatt und

in.. den vom G~m~inderat zu bezeichnenden: .stadtsolot1~rnischen

Tageszeitungen~. piese Publikationsart findet Anwendung beim

Erlass neuer.. und der .~bände~ung bestehender Bebauungs

pläne (~ 2 Abs. 1 GBR).. Der Gemeinderat ist nun der Auffassung
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das Amtsblatt sei nicht Publikationsor~an der Gemeinde sondern

Publikationsorgan des Kantons, Diese. Meinung, ist solange

richtig, als die Gemeinden in ihren Reglementen nicht aus

drücklich da~ AmtshI~tt als Publikationsorgan der Gemeinde

erklaren. Das Baugesetz schreibt nur eine Publikation vor

~o ünd~ie die Publikation erfolgt, i~t Sache der Gemeinden.

No~alerweise w~rden die öffentlichen Publikationen in den

Tag~szeitungen und/oder in c~en “Anzeigern~ der Bezirke

bek~rt gemacht. Einige Gemeinden erklären‘ aber das Amtsblatt

als einziges Publikationsorgan der Gemeinde, wiederum andere

Gemeinden haben sowohl die Tageszeitungen wie das Amtsblatt

als Publikationsorg~n der Gemeinde vorgesehen. So die Stadt

Solothurn Somit ist die Meinung, dass fur die Stadt

Solothurn das Amtsblatt nicht als Publika‘ti~nsorgan der

‘Gemei~de‘ z~ hetracht~n hei, nicht ri~h~i~; denn die Stadt

hat in ~ihrem Bauregle~ent ausdrücklich von ≤hrem Recht

Gebrauch gern~cht, das Amtsblatt als Publikationsbrgan der

Gemeinde zu: verklären.

Dagegen ist in der Tat fraglich, ob es sich heim Strassen

kategorienplan um einen Bebauungsplan handelt, wie ihn § 2

Absatz 4.GBR im Auge hat. Nach~ 39 Absatz 3 ER gilt für

die Einteilung der Strassen in die für die Ersch,liessungs

beitrags-Berechnung massgebenden Kategorien das Nutzungs

planverfahren sinn~emass Da~nit ist aber noch nicht der

Schluss gezogen, in dem von der Gemeinde als Publikations

organ fur Nutzungsplane ~ewahlten Amtsblatt seien auch

Strassenkategorienpläne zu puh1izie~e~;. denn das kantonale

Recht enthält - insbesondere in §~ 15 if BauG - keine

Vorschriften über das zu wählende,P~blikationsorgan. Es

stellt sieh somit einzig die Frage, ob die vorgenommene

Publikation in, d~n ‚städtischen Tageszeitungen als genügende

Publikation im Sinne von § 15 Absatz. .1 BauG bezeichnet

werden kann, Das ist ohne Zweifel der Fall,

Selbst d~nn, wenn man eine Publikatiozi im Amtsblatt hier

als erforderlich ansehen müsste, würde sich indessen eine

erneute Publikation nicht rechtfertigen; Wie anhand der

eingereichten E±nsprachen und Beschwerden.festzustellen

ist, haben die Betroffenen gestutzt auf die Publikation

in den Tageszeitungen von der Pianauflage des K~.tegorienplanes
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Kenntnis erhalten und sich entsprechend mit einer Ein-

sprache zur Wehr ~esetzt, Ein Rechtsnachteil aus c1ies~r

Publikation ist den 3esch~erde±‘ühtern iücht.erwacbsen~

b) Es wird von den ~eschwerdefühi~erh gerügt, dass der von

ihnen beim Gemeinderat anbegehrte Augenschein nicht durch

gefuhrt worden sei Nach ~ JJ-~ Verwaltunnsrechtspflege

ges~tz (= VRG) werden die Ver~altungsb~hörden im Rahmen

ihrer Amtspflicht von Amtes weg~n tätig~ Die zur Abklärung

des Sachverhaltes nntwendi~en Erhebungen nehmen‘ sie

selbständig vor und wenden das Recht von Amtes we~‘en an,

Zur Feststellung des Sachverhaltes können die Behörden

Beteiligte und Auskunftspersonen befragen, Urkunden bei

ziehen, Augenscheine vornehmen und Gutachten einholen, Eine(

Pflicht, Augenscheine durchzuführen, besteht demnach nicht,

Die Einsprecher haben deshalb auch kei~ien rechtlichen

Aflspruch auf die Durchfuhrung eines Augenscheines,

he,isst es doch in § 15 VRG “Die Verwaltungsbehorden sind

berechtigt, .~‚. Augenscheine vorzuhehm~n“, Der Gemeinderat

hat auf die Durchführung eines Augenscheines verzichtet,

‘weil ihm die Oertlichkeiten und Gegebenheiten bekannt waren

und somit der Sachverhalt als genügend bekannt voraus

gesetzt werden durfte, Aber auch we~n eine Pflicht zur

Durchführung eines Augenscheines bestanden‘ hö~tte, kann daraus

nicht gefo1gatwerden,da~s‘ deswegen das Verfahren nochmals

durchzuführen wäre, Die ‘Frage, ob der Gemeinderat mit

seinem Vorgehen den Anspruch auf rechtliches Gehör ver

letzt hätte, könnte offe~ bleiben, da eine allfällige

Gehörsverletzung duröh das Beschwerdeverfahren vor Regierungs

rat geheilt werden könnte, Da die Beschwerdeführer die

Möglichkeit hatten, an ‘einem von der Beschwerdeinstanz

angesetzten Augenschein teilzunehmen und sich zu einzelnen

Punkten an Ort und Stelle äussern konnten, wäre eine all-

fällige Gehörsverletzung im vorliegenden .Ve.rwaltungsverfahren

gehe±lt worden

ö) Es wird bemängelt, dass die Gemeinde ohne Beisein der

Beschwerdeführer eine Ve±‘kehrszählung an der: Amanz-Gressly—

Strasse und der Walter-Hammer-Strasse durchgeführt habe

und dabei bei ihrem Entscheid ~uf das Ergebnis der Verkehrs-

zählung ab~est~ilt habe,



Es L~ilt als unbestritten, dass der Gemeinderat bei seinem

Entscheid ~vom l6d ~Fehrua.r 1982 auf. die durch das Tiefbau~

amt der Stadt Solothnrn am l7 Se~tember~l98i durchgeführte

Ve~kehrszählung&ige~tel1t hat, Das ~i~fhauamt handelte

im Namen und im Auftrag des Gemeinderates~ also als “Funk

tionär“ der entscheidenden Verwaltungsbehörde. Das Tief

bauamt hatte deshalb. auchdie für den Gemeinderat mass-

gehenden Verfahrensregeln einzuhalten,

Beweiserhebungen in ~ine~ Streitverfahren sind, wenn es

die Verhältnisse erlauben, unter J3eizug der beteiligten

Privaten durchzuführen, Dies gilt auch für die Verkehrs

zählung,en, Zwar sind verwaltungsinterne Verkehrszählungen

auch im Zusammenhang mit einem str~itigen Verfahren zu

lässig. Sie sind aber nur dann möglich wen~ es lediglich

um eine vorläufige Information der entsch~d~den Behörde

geht, ohne dass diese Information die Entsd~ieidungsgrund

lage bildet,

Im vorliegenden Fall kann nicht gesagt werden, die Verkehrs-

zählung habe nur zur vorläufigen Information gedient, ohne

für den Entscheid beweismässig wesentlich zu sein, Die Be

gründung des Gemeinderatsentscheides st~lt ausdrücklich

auf diese Verkehrszählung ab. In der Begründung steht denn

auch: “Die eingehenden Untersuchunger haben ergeben, dass

• der Gesamtverkehr dieses Strassenabschnittes zu 12 % aus

Anstösserverkehr und zu 88 % aus durchfahrenden Motorfahr~

zeugen besteht, Damit wird der von den Einsprechern als fest

stehende “Tatsach&‘ hei-ausgestrichene Einsprachepunkt,

wonach hier kein “gesammelter“ Verkehr vorhanden sei, ein

deuti~widerlegt, ebenso der Hinweis, wonach die Definition

.für eine Erschliessungsstrasse genau auf diesen Strassenab

schnitt zutreffe“, Es ist in der Begründung keine Argumen

tation zu finden, welche den Entscheid des Gemeinderates

losgelöst von denErgebnissen der Verkehrszählung stützen

würde, Die Verkeh~szählung wurde nach der Einsprache der

Beschwerdeführer (25. August 1981) auf Antrag des Gemeinde

rates durch das Tiefbauamt der Stadt Solothurn am 17. September

1981 durchgeführt und stellt somit eine Beweismassnahme dar,

die. grundsätzlich nicht ohne Einladung an die Beschwerde-

führer .durchgef~il rt werden darf, Stellt diese Unterlassung

eine Verletzung des x‘echtlichen Gehörs dar, wird sie durch
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das vorliegende Verfahren geheilt. Wie im nachfolgenden

zu zeigen sein wird, ist für den Entscheid des Re4erungs-

rates die vorgenommene Verkehrszähli ~ig nämlich nich~. von

ausschlaggebender Bedeutung, Der Entscheid wird ohne

BerücksiQhtigung der allenfalls unter V~letzun~ der

Parteirechte.vorgeno~menen. Verkehrszählung ~gefällt. Für

die Einteilung von Strassen in die Kategorien Erschliessungs

strassen, Sarnmelstrassen und Hauptstrassen sind zur Haupt

sache vorerst ganz andere Kriterien massgebend und die

Anzahl der Verkehrsteilnehmer nur nehensächlicher Natur.

Denn eine Sammelstrasse kann viel weniger Strassenverkehr

aufweisen als eine gut ausgebaute Erschliessungsstrasse.

Ferner ist die Einteilung der Strassen in irgendeine (
Strassenkategorie vor allem - wenn nicht zur Hauptsache -

eine planerische und nicht eine verkehrstechnische Massnahme,

die sich nach der rechtskräftigen Zonen-und Erschliessungs

planung zu richten hat,

2. Materiell

Die Einteilung der Strassen nach § 39 Absatz 2 ER bezweckt,

die Grur~dlage zu schaffer; für~ eine angem~s~sene Verteilung

• der Erschliessungsbeiträge nach § 42 ER. Je “öffentlicher“

der Charakter einer öffentlichen ErE~hliessungsanlage

ist, je mehr sie nicht nur den Anstössern zur Erschliessung

ihrer Grui~dstücke dient, sonderfi auch über geordneten Ver

kehr aufnimmt, desto weniger soll sie von den an die Stras~

anstossenden Grundeigentümern finanziert werden, § 42

Absatz 1 ER trägt diesem Grundsatz und Postulat der Gerechtig

keit Rechnung. Die Einteilune~ hat sich dabei nach der rechts-
-. • kräftigen Zonen- und Er~chliessungsplanung zu richten,

wenn diese nicht im gleichen Zuge geändert wird, Mit der

Einteilung wird nicht Verkehrs- oder Erschliessungsplanung

betrieben, sondern nur - im Interesse der Rechtssicher

he.it — festgelegt, wie die E~‘söhliessungskosten im konkreten

Fall auf Gemeinde und Private zu vert~ilen sind~ Diese

Einteilung der Strassen kann nicht Anlass sein, im Ge

nehmigungsverfahren die Gemeinde zur Ueberprufung der be

stehenden Erschliessungsplanung zu verpflichten, Die an

gesprochenen Grundeigentumer kennen nicht geltend machen,

die bestehende Planung der Strassen~ ünd Baulinien sei zu



revidi~r~n, was denn auch die I3eschwerdeführer nicht geltend

ma~hen,

Nach § 40 Absatz •2 ER sammeln Saarnelsti‘assen den Verkehr der

einzelnen Erschlies~ungsstrassen und führen ihn den Haupt

strass~n zu, Von der redhtskräftigen Er~chlie~sungsplanung

her gesehen, erfüllt die Walter-Hammer-Strasse und die Amanz

Gressly—Strasse (Ost) ohne Zweifel diese Aufgabe, Eine Zu

teilung als Erschliessungsstrasse würde dieser rechts

krafti~en Planung widersprechen Dies umsomehr, als der

Zonenplan fur das Gebiet zwischen der Welter-Hammer-Strasse,

Durrbachstrasse, Amanz—Gressly~Strasse (West) eine doch recnt

intensive Ueberbauung vorsieht Auch in der Amanz-Gressly—
Strasse (Ost) ist eine rege Bautatigkeit zu verzeichnen,

Die Amar~z-Gressly-5trasse Ost nimmt eindeutig den Verkehr

der Erschliessungsstrassen Durrbachstrasse mit den Quer

verbindungen, der Amanz-Gressly-Strasse (West), und des

Quellenwegs auf und muss ihn der Hauptstrasse zu fuhren

Das Begehren, anstelle der Amanz-Gressly-Strasse (Ost)

die 3ruggmoosstrasse als Sammelstrasse zu bezeichnen, muss

aus verschie~denen Grunden abgewiesen werden, Erstens ist die

Einfahrt aus der Brüggrndosstrasse in die Grenchenstrasse

vi~l zu gef~h~lich und nicht einmal gut geeignet als Aus

fahrt des Anstosserverkehrs, geschweige denn noch als Aus

fahrt des gesammelten“Verkeh~rs aus den nordwestIi~h davon

gelegenen Quartieren Die Grenchenstrasse beschreibt in

diesem Gebiet eine starke Rechtskunre Fast auf dem Scheit~l

punkt der Grenchenstressenkurve mundet die Bruggmoosstrasse

in die Grenchenstrasse und ist sehr unubersichtlich, Der

Verkehr auf der Grenchenstrasse in Richtung Westen kann erst

im letzten Augenblick erblickt werden, so dass diese Ein

fahrt als sehr unfallgeföhrdend angesehen werden muss.

Zweitens ist die Bergstrasse als Sammelstrasse eingeteilt,

die ca. :200 m östlich der flrüggmoosstrasse ebenfa3~ls in die

~-renchenstrasse einmUndet~ Diese Einmündung ist i~t einem

S~cppsack versehen undsfehr übersichtlich, so dass sich die

Bergstrasse schon von daher als ‘gute Sa~melstrasse eignet. Es

ist-deshalb nicht unbegri4z~det, den. ;Erschliessungsverkehr

aus den nordwestlichen. Quartieren auf der Walter-Hammer-

Strasse und der Amanz-Gressly-Strasse Ost zu sammeln und mit



dem Sammelverkehr aus der ~3ergstrasse zu vereinigen und

beide gesammelten Verkehrsströme an einem einzigen zentral

gelegenen Punkt in die Hauptstrasse einleiten zu lassen«

Aus d~:semGrunde ist die Amanz-Gressly-Strasse ‘(Ost) gerade

zu prädestiniert, Samme],funktion zu übernehmen«

Unter diesen U~ständen erweisen sich die Beschwerden als

unbegründet,

Zudem gilt es noch darauf hinzuweisen, dass § 42 ER

überhaupt keine Aussagen darüber macht, wie eine Sammel

und wie eine Erschliessungsstrasse ausgebaut sein muss.

§ 42 Absatz 1 ER legt - seiner oben erläuterten Funktion
entsprechend lediglich fest, bis zu welcher Strassenbreite‘

die Grundeigentümer beitragspflichtig sind. So ergibt sich

aus § 42 ER weder die Mindestbreite noch die Maximalbreite

einer Strasse (vgl. u.a. auch § 42 Abs. 5 ER) Auch die

Gemeinde hat in keinem Reglement irgend wie eine verbindliche

Vorschrift aufgestellt, wie breit Erschliessungsstrassen,

wie breit Sammel- und Hauptstrassen sein mussen, so dass

• die Befürchtungen der Beschwerdeführ~r, dass aus der Ein

teilung der Amanz-Gressly-Strasse (Öst) als Sammelstrasse

unweigerlich früher oder später eine Verbreiterung. der

Strasse als notwendig erachtet werde,, als unbegründet be

zeichnet werden mussen Ob aus andern Grunden irgendwann

• einmal eine Verbreiterung der Amanz-Gressly-Strasse vor—

genommen werden muss, entzieht sich der Kenntnis des

Regierungsrates und ist im übrigen nicht Gegenstand des

• vorliegenden Verfahrens, Zudem müsste eine Verbreiterung der

Strasse im ordentlichen Planauflageverfahren durchgeführt

werden, wo den Beschwerdeführern a].le rechtlichen Möglich

keiten offen stehen.

III,

• “ Der von der Stadt Solothurn beschlossene Strassenkategorien

‘plan kann som±t gestützt auf § 15 11auG genehmigt ~erden,

Die dagegen eingereichten Beschwerden sind abzuweisen, Die

Beschwerdeführer haben an di~ Kosten des Veff~hrer~s (inkl.

‘Entscheidgebühren)‘ gesamthaf~ 5OO~ Frahken ~u bezahlen, die mit

dem geleisteten Kostenvorschuss verrechnet werden,



Nach dem Ausgang des Verfahrens ist den. ~eschwerdefUhrern keine

Parteientschädigung zuzusprechen. Das ~ntsp~echende Gesuch

muss abgelehnt werden, Ebenfalls wird das Gesuch um Zu.sprechung

einer Parteientschadigung an die Stedt Solothurn abgewiesen, und

zwar unter Hinweis auf § 39 VRG, wo bestimmt wird, doss den

am Verfahren beteiligten ~3eh~rd~n in der Rege~L; keine Partei

entschadigungen zugesprochen eber auch nicht auferlegt werden

Es wird
beschlossen:

1. Dar Strassenkategorienpl~n der Stadt Solothurn wird

mit Ausnahme des Strassenquadrates St. Josefsgasse/ Rosen

weg]Ünte~-e S±ernefiga~e/Flürweg sowie di~rS‘~rassefl “A“ und
ttJ~!t im sp.e~ellen~

2 Die dagegen eingereichten Deschwerden werden abgewiesen.

3~ Parteientschadigungen werden keine zugesprochen.

4, Die I3eschwerdeführer haben die Verfahrenskosten (inkl,

Entscheidgebühr) von 500 Franken zu bezahlen, welche mit

dem geleisteten Kostenvorschuss verrechnet werden,

5, Die Einwohnergemeinde Solothurn hat eine Genehmigungsgebühr
von 250 Franken zu bezahlen,

6. Die Einwohnergemeinde Solothurn wird angehalten, dem Amt für

Raumplanung noch 2 Exemplare des genehmigten Strassenkategorien—

planes bis zum ~z=M~±_1983 zuzustellen.
~0,

~eliFürsrechDerstrasse9Solothurn

Kostenvorschuss: Fr. 500.-- (v. Kto. 119.650
Verfahrenskosten auf 2000,431,00
(inkl, Entscheidgehühr): Fr. 500.-- umbuchen)

Fr.

~500Solothurn

Genehmigungsgebühr: Fr. 250.-- (Kto. 2000,431,00)
Publikationskosten: Fr. 18.-— (Kto. 2020,435,00)

Fr. 268.--

(Staatskanzlei Nr. 98)
Kto,Krt, 101

Der Stellvertreter
des Staat~chreibers~

7
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Bau-Departement (2), mi~ Akten pw/br
Rechtsdienst (4) pw
Amt fUr Raumplanung (5), mit 1 gene Plan (später)

~~~waltung (2), zum umbuchen
Fii~anzverwa1tung/Debitorenbuchha1tung (2)
Ammannamt der Einwohnergemeinde, 4500 Solothurn (2),

mit 1~ g~n. Plan (später), Belastung im Kontokorrent/
EINSCHREIBEN

Fürsp~Eh H~I~z P, Vögeli, Bergstrasse 9, 4500 So],othurn,
EINSCHREIBEN

Dr~~fax Egge~ Amanz-Gressly-Strasse 10, 4500 Solothurn,
EINSCHREIBEN

Jo~ Fr~5hlicher-He1ler, Amanz-Gressly--Strasse 11,
4500 Solothurn, EINSCHREIBEN

Dr. Urs Herzog,Amanz-Gressly-Strasse 12, 4500 Solothurn,~
EINSCHREIBEN

Dre KajE~FStuder, Amanz-Gressly-Strasse 15, 4500 Solothurn,
EINSCHREIBEN

Dr~E~rnst Felchlin, Amanz-Gressly-Strasse 14, 4500 Solothurn,
EINSCHREIBEN

Hermann Gogniat, Amanz-Gressly-Strasse 16, 4500 Solothurn,
EINSCHREIBEN

Amtsb1att~ Publikation des Dispositivs Ziffer 1


